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Erklärung und Auflassung von Straßenzügen als Bundesstraßen 

§ 1. (1) Die in den einen Bestandteil dieses Bundesgesetzes bildenden 
Verzeichnissen angeführten Straßenzüge werden zu Bundesstraßen erklärt. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat die nähere 
Beschreibung der Strecke der in den Verzeichnissen enthaltenen Bundesstraßen, 
soweit sie bereits unter Verkehr stehen, durch Verordnung festzulegen. Diese 
Verordnung hat den Hinweis auf Planunterlagen zu enthalten, welche beim 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie und beim Amt der 
Landesregierung des jeweiligen Landes zur Einsicht aufliegen. 

(2) … 

Erklärung und Auflassung von Straßenzügen als Bundesstraßen 

§ 1. (1) Die in den einen Bestandteil dieses Bundesgesetzes bildenden 
Verzeichnissen angeführten Straßenzüge werden zu Bundesstraßen erklärt. Die 
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie hat die nähere Beschreibung der Strecke 
der in den Verzeichnissen enthaltenen Bundesstraßen, soweit sie bereits unter 
Verkehr stehen, durch Verordnung festzulegen. Diese Verordnung hat den 
Hinweis auf Planunterlagen zu enthalten, welche beim Bundesministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie und beim 
Amt der Landesregierung des jeweiligen Landes zur Einsicht aufliegen. 

(2) … 

(3) Der Bund (Bundesstraßenverwaltung) kann seiner Aufgabe zur 
Errichtung von Bundesstraßen gemäß den Verzeichnissen 1 und 2 durch 
Übernahme bestehender Straßen oder Straßenteile nachkommen, soweit sie zur 
Bemautung geeignet sind (§ 1 BStMG 2002, BGBl. I Nr. 109/2002). Die 
Übertragung ins Eigentum des Bundes erfolgt entschädigungslos aufgrund eines 
Übereinkommens zwischen dem Bund (Bundesstraßenverwaltung) und dem 
bisherigen Träger der Straßenbaulast. Die Übernahme wird mit dem Zeitpunkt 
wirksam, in dem der Bund (Bundesstraßenverwaltung) auf den mautpflichtigen 

(3) Der Bund (Bundesstraßenverwaltung) kann seiner Aufgabe zur 
Errichtung von Bundesstraßen gemäß den Verzeichnissen 1 und 2 durch 
Übernahme bestehender Straßen oder Straßenteile nachkommen, soweit sie zur 
Bemautung geeignet sind (§ 1 BStMG 2002, BGBl. I Nr. 109/2002). Die 
Übertragung ins Eigentum des Bundes erfolgt entschädigungslos aufgrund eines 
Übereinkommens zwischen dem Bund (Bundesstraßenverwaltung) und dem 
bisherigen Träger der Straßenbaulast. Die Übernahme wird mit dem Zeitpunkt 
wirksam, in dem der Bund (Bundesstraßenverwaltung) auf den mautpflichtigen 
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Strecken mit der Einhebung der fahrleistungsabhängigen Maut beginnt. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat den Abschluss des 
Übereinkommens über die Übernahme und die nähere Beschreibung der zu 
übernehmenden Straßen oder Straßenteile im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

Strecken mit der Einhebung der fahrleistungsabhängigen Maut beginnt. Die 
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie hat den Abschluss des Übereinkommens 
über die Übernahme und die nähere Beschreibung der zu übernehmenden Straßen 
oder Straßenteile im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 
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Einteilung der Bundesstraßen 

§ 2. (1)… 

(2) Durch Anschlussstellen werden Verbindungen 

 1. zum übrigen öffentlichen Straßennetz, 

 2. zu Frachtenbahnhöfen, Güterterminals oder Güterverkehrszentren 
(Eisenbahnanlagen im Sinne des § 10 des Eisenbahngesetzes 1957, 
BGBl. Nr. 60) mit einer Flächeninanspruchnahme von mindestens 50 ha, 

 3. zu Flughäfen im Sinne des § 64 des Luftfahrtgesetzes, BGBl. 
Nr. 253/1957, oder 

 4. zu Häfen im Sinne des § 2 Z 20 des Schifffahrtsgesetzes (SchFG), 
BGBl. I Nr. 62/1997, oder Länden im Sinne des § 2 Z 23 SchFG, die 
Schiffen mit einer Tragfähigkeit von mehr als 1 350 t zugänglich sind, 

hergestellt. Anschlussstellen auf Rampen von Anschlussstellen und Zu- und 
Abfahrtsstraßen sind unzulässig. Außer am Anfang oder Ende einer Bundesstraße 
sind Anschlussstellen niveaufrei auszuführen. 

(3) … 

Einteilung der Bundesstraßen 

§ 2. (1)… 

(2) Durch Anschlussstellen werden Verbindungen 

 1. zum übrigen öffentlichen Straßennetz, 

 2. zu Frachtenbahnhöfen, Güterterminals oder Güterverkehrszentren 
(Eisenbahnanlagen im Sinne des § 10 des Eisenbahngesetzes 1957, 
BGBl. Nr. 60) mit einer Flächeninanspruchnahme von mindestens 50 ha, 

 3. zu Flughäfen im Sinne des § 64 des Luftfahrtgesetzes, BGBl. 
Nr. 253/1957, 

 4. zu Häfen im Sinne des § 2 Z 20 des Schifffahrtsgesetzes (SchFG), 
BGBl. I Nr. 62/1997, oder Länden im Sinne des § 2 Z 23 SchFG, die 
Schiffen mit einer Tragfähigkeit von mehr als 1 350 t zugänglich sind, 
oder 

 5. zu Park & Ride Anlagen mit mindestens 750 Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge 

hergestellt. Anschlussstellen auf Rampen von Anschlussstellen und Zu- und 
Abfahrtsstraßen sind unzulässig. Außer am Anfang oder Ende einer Bundesstraße 
sind Anschlussstellen niveaufrei auszuführen. 

(3) … 

Bestandteile der Bundesstraßen 

§ 3. Als Bestandteile der Bundesstraße gelten neben den unmittelbar dem 
Verkehr dienenden Flächen wie Fahrbahnen (zB Hauptfahrbahnen inklusive 
Kollektoren, Zu- und Abfahrtstraßen, Anschlussstellen samt ihren Rampen) und 
Parkflächen auch der Grenzabfertigung, der Verkehrsbeeinflussung, der Kontrolle 
oder der Bemautung dienende Grundflächen und Anlagen, weiters Anlagen im 
Zuge einer Bundesstraße wie Tunnel, Brücken, Durchlässe, Stütz- und 
Futtermauern, Straßenböschungen, Straßengräben und Sanitäranlagen, ferner 
Betriebsgrundstücke gemäß § 27, sowie sonstige der Erhaltung und der 
Beaufsichtigung der Bundesstraßen dienende bebaute und unbebaute 
Grundstücke und Anlagen zum Schutz vor Beeinträchtigungen durch den Verkehr 
auf der Bundesstraße, insbesondere gegen Lärmeinwirkung. 

Bestandteile der Bundesstraßen 

 § 3. Als Bestandteile der Bundesstraße gelten neben den unmittelbar 
dem Verkehr dienenden Flächen wie Fahrbahnen (zB Hauptfahrbahnen inklusive 
Kollektoren, Zu- und Abfahrtstraßen, Anschlussstellen samt ihren Rampen) und 
Parkflächen (zB Park & Ride Anlagen und Park & Drive Anlagen) auch der 
Grenzabfertigung, der Verkehrsbeeinflussung, der Kontrolle oder der Bemautung 
dienende Grundflächen und Anlagen, weiters Anlagen im Zuge einer 
Bundesstraße wie Tunnel, Brücken, Durchlässe, Stütz- und Futtermauern, 
Straßenböschungen, Straßengräben und Sanitäranlagen, ferner 
Betriebsgrundstücke gemäß § 27, sowie sonstige der Erhaltung und der 
Beaufsichtigung der Bundesstraßen dienende bebaute und unbebaute 
Grundstücke und Anlagen zum Schutz vor Beeinträchtigungen durch den Verkehr 
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auf der Bundesstraße, insbesondere gegen Lärmeinwirkung. 

Bestimmung des Straßenverlaufes, Ausbau und Auflassung von 
Straßenteilen 

§ 4. (1) Vor dem Bau einer neuen Bundesstraße oder ihrer Teilabschnitte 
oder vor der Zulegung einer zweiten Richtungsfahrbahn oder vor 
Ausbaumaßnahmen sonstiger Art an Bundesstraßen hat der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie über Antrag des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen der §§ 7 
und 7a, die Umweltverträglichkeit und die Erfordernisse des Verkehrs, darüber 
hinaus die funktionelle Bedeutung des Straßenzuges sowie unter Bedachtnahme 
auf die Ergebnisse der Anhörung (Abs. 5) den Straßenverlauf im Rahmen der 
Verzeichnisse durch Festlegung der Straßenachse, im Falle eines Ausbaues durch 
Beschreibung, beides auf Grundlage eines konkreten Projektes, durch Bescheid 
zu bestimmen. Hiezu können im Bescheid die erforderlichen Auflagen, 
Bedingungen und Befristungen vorgeschrieben werden. Dieser Bescheid hat 
dingliche Wirkung und tritt außer Kraft, wenn nicht binnen 10 Jahren ab 
Rechtskraft mit wesentlichen Baumaßnahmen zur Errichtung begonnen wurde. 
Wenn dies zweckmäßig erscheint, kann die Verwirklichung des 
Straßenbauvorhabens über Antrag in Abschnitten genehmigt werden. 

Bestimmung des Straßenverlaufes, Ausbau und Auflassung von 
Straßenteilen 

§ 4. (1) Vor dem Bau einer neuen Bundesstraße oder ihrer Teilabschnitte 
oder vor der Zulegung einer zweiten Richtungsfahrbahn oder vor 
Ausbaumaßnahmen sonstiger Art an Bundesstraßen hat die Bundesministerin 
bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie über Antrag des Bundes (Bundesstraßenverwaltung) 
unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen der §§ 7 und 7a, die 
Umweltverträglichkeit und die Erfordernisse des Verkehrs, darüber hinaus die 
funktionelle Bedeutung des Straßenzuges sowie unter Bedachtnahme auf die 
Ergebnisse der Anhörung (Abs. 5) den Straßenverlauf im Rahmen der 
Verzeichnisse durch Festlegung der Straßenachse, im Falle eines Ausbaues durch 
Beschreibung, beides auf Grundlage eines konkreten Projektes, durch Bescheid 
zu bestimmen. Hiezu können im Bescheid die erforderlichen Auflagen, 
Bedingungen und Befristungen vorgeschrieben werden. Dieser Bescheid hat 
dingliche Wirkung und tritt außer Kraft, wenn nicht binnen 10 Jahren ab 
Rechtskraft mit wesentlichen Baumaßnahmen zur Errichtung begonnen wurde. 
Wenn dies zweckmäßig erscheint, kann die Verwirklichung des 
Straßenbauvorhabens über Antrag in Abschnitten genehmigt werden. 

 
(1a) Anschlussstellen, die im Zeitraum zwischen dem 10. Februar 1983 und 

dem 14. März 1999 errichtet wurden und für die keine Verordnung zur 
Bestimmung des Straßenverlaufes (§ 4 Abs. 1) erlassen wurde, gelten als gemäß 
diesem Bundesgesetz genehmigt. Dies gilt auch für die in dieser Zeitspanne 
durchgeführten Ausbau- und Umbaumaßnahmen an bestehenden 
Anschlussstellen. 

(1b) Anbindungen des übrigen öffentlichen Straßennetzes über Betriebe 
gemäß § 27 an Bundesstraßen (Fahrverbindungen), die im Zeitraum zwischen 
dem 22. März 1990 und dem 14. März 1999 errichtet wurden und für die keine 
Verordnung zur Bestimmung des Straßenverlaufes (§ 4 Abs. 1) erlassen wurde, 
gelten als gemäß diesem Bundesgesetz genehmigt. Dies gilt auch für die in dieser 
Zeitspanne durchgeführten Ausbau- und Umbaumaßnahmen an derartigen 
Anbindungen. 
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(2)…   (2)… 

(3) Werden Straßenteile für den Durchzugsverkehr entbehrlich oder hat sich 
eine wesentliche Änderung der Voraussetzungen nach Abs. 1 ergeben, so kann 
der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie über Antrag des 
Bundes (Bundesstraßenverwaltung) die Auflassung dieser Straßenteile als 
Bundesstraße durch Bescheid verfügen. § 1 Abs. 2, dritter Satz, gilt sinngemäß. 
Sofern die aufgelassenen Straßenteile nicht mehr Verkehrszwecken dienen, sind 
sie vom Bund (Bundesstraßenverwaltung) hinsichtlich ihrer Kulturgattung in 
einen den anrainenden Grundstücken ähnlichen Zustand zu versetzen 
(Rekultivierung). Vor Erlassung eines Bescheides sind die berührten Länder und 
Gemeinden zu hören; die Gemeinden werden hiebei im eigenen Wirkungsbereich 
tätig. 

(3) Werden Straßenteile für den Durchzugsverkehr entbehrlich oder hat sich 
eine wesentliche Änderung der Voraussetzungen nach Abs. 1 ergeben, so kann 
die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über Antrag des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) die Auflassung dieser Straßenteile als Bundesstraße 
durch Bescheid verfügen. § 1 Abs. 2, dritter Satz, gilt sinngemäß. Sofern die 
aufgelassenen Straßenteile nicht mehr Verkehrszwecken dienen, sind sie vom 
Bund (Bundesstraßenverwaltung) hinsichtlich ihrer Kulturgattung in einen den 
anrainenden Grundstücken ähnlichen Zustand zu versetzen (Rekultivierung). Vor 
Erlassung eines Bescheides sind die berührten Länder und Gemeinden zu hören; 
die Gemeinden werden hiebei im eigenen Wirkungsbereich tätig. 

(4) Die Bescheide nach Abs. 1 und 3 sind in den berührten Gemeinden und 
beim Amt der Landesregierung des jeweiligen Landes zur Einsicht 
aufzubewahren. 

(4) Die Bescheide nach Abs. 1 und 3 sind beim Amt der Landesregierung des 
jeweiligen Landes zur Einsicht aufzubewahren. 

(5) Vor Erlassung eines Bescheides nach Abs. 1 sind ausreichende Plan- und 
Projektunterlagen sowie Unterlagen zur Darlegung der Umweltverträglichkeit 
durch sechs Wochen in den berührten Gemeinden zur öffentlichen Einsicht 
aufzulegen. Zeit und Ort der Auflage sind durch einmalige Veröffentlichung im 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung und in einer im betreffenden Bundesland weit 
verbreiteten Tageszeitung sowie durch Anschlag an den Amtstafeln des 
Gemeindeamtes (Rathauses) der berührten Gemeinden kundzumachen. Innerhalb 
dieser Auflagefrist kann jedermann schriftlich eine Stellungnahme und können 
Nachbarn (§ 7a) schriftlich Einwendungen beim Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie einbringen. 

(5) Vor Erlassung eines Bescheides nach Abs. 1 sind ausreichende Plan- und 
Projektunterlagen sowie Unterlagen zur Darlegung der Umweltverträglichkeit 
durch sechs Wochen in den berührten Gemeinden zur öffentlichen Einsicht 
aufzulegen. Zeit und Ort der Auflage sind durch einmalige Veröffentlichung in 
einer im betreffenden Bundesland weit verbreiteten Tageszeitung sowie durch 
Anschlag an den Amtstafeln des Gemeindeamtes (Rathauses) der berührten 
Gemeinden kundzumachen. Innerhalb dieser Auflagefrist kann jedermann 
schriftlich eine Stellungnahme und können Nachbarn (§ 7a) schriftlich 
Einwendungen beim Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie einbringen. 

 (6) Für die Abs. 7 und 8 gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 1. „Seveso-Betrieb“ ist ein Betrieb, der in den Geltungsbereich der 
Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle 
mit gefährlichen Stoffen fällt. Seveso-Betriebe sind entweder Betriebe 
der unteren Klasse (Art. 3 Z 2 der Richtlinie 2012/18/EU) oder Betriebe 
der oberen Klasse (Art. 3 Z 3 der Richtlinie 2012/18/EU); 

 2. „schwerer Unfall“ ist ein Ereignis (zB eine Emission, ein Brand oder 
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eine Explosion größeren Ausmaßes), das sich aus unkontrollierten 
Vorgängen in einem Seveso-Betrieb oder aber auch durch äußere 
Einwirkung aufgrund von Naturereignissen ergibt, das unmittelbar oder 
später innerhalb oder außerhalb des Seveso-Betriebes zu einer ernsten 
Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt führt und bei 
dem ein oder mehrere gefährliche Stoffe im Sinn von Art. 3 Z 10 der 
Richtlinie 2012/18/EU beteiligt sind; 

 3. „Gefährdungsbereich eines Seveso-Betriebes“ ist jener angemessene 
Sicherheitsabstand von der Betriebsanlage, der sich aufgrund von 
mengenschwellenbezogenen Abstandsmodellen oder standardisierten 
Einzelfallbetrachtungen ergibt. 

(7) In einem Antrag gemäß Abs. 1 ist in der planlichen Darstellung der 
Antragsunterlagen der Gefährdungsbereich eines Seveso-Betriebes auszuweisen. 

(8) Soll ein Straßenbauvorhaben gemäß Abs. 1 im Gefährdungsbereich eines 
Seveso-Betriebes verwirklicht werden, darf die Genehmigung gemäß Abs. 1 
überdies nur erteilt werden, wenn unter Berücksichtigung 

 1. einerseits der vom Seveso-Betrieb für das beantragte Vorhaben 
ausgehenden Gefahren unter Bedachtnahme auch auf die bereits 
bestehende Gefahrensituation sowie 

 2. andererseits der Schutzinteressen der Straße in Verbindung mit den 
örtlichen Gegebenheiten, dem zu erwartenden Verkehrsaufkommen, den 
vorgesehenen Infrastrukturmaßnahmen und der vorgesehenen Nutzung 
der Straße 

das öffentliche Interesse an der Ausführung des betreffenden 
Straßenbauvorhabens jenes an der Einhaltung des angemessenen 
Sicherheitsabstands überwiegt. Soweit sich im Rahmen dieser 
Interessenabwägung das Erfordernis von Auflagen, Bedingungen und 
Befristungen ergibt, sind solche in der Genehmigung gemäß Abs. 1 zu erteilen.  
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Änderung des Bescheides vor Verkehrsfreigabe 

§ 4a. (1) … 

(2) Eine Genehmigung nach Abs. 1 ist dann zu erteilen, wenn die in den §§ 4 
Abs. 1 und 7 umschriebenen Grundsätze eingehalten werden und die von der 
Änderung oder Abweichung betroffenen Nachbarn gemäß § 7a in ihren Rechten 
nicht nachteilig berührt werden oder diese den spezifischen Änderungen oder 
Abweichungen nachweislich zugestimmt haben. Der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie hat dabei das Ermittlungsverfahren insoweit zu 
ergänzen, als dies im Hinblick auf seine Zwecke notwendig ist. 

Änderung des Bescheides vor Verkehrsfreigabe 

§ 4a. (1) … 

(2) Eine Genehmigung nach Abs. 1 ist dann zu erteilen, wenn die in den §§ 4 
Abs. 1 und 7 umschriebenen Grundsätze eingehalten werden und die von der 
Änderung oder Abweichung betroffenen Nachbarn gemäß § 7a in ihren Rechten 
nicht nachteilig berührt werden oder diese den spezifischen Änderungen oder 
Abweichungen nachweislich zugestimmt haben. Die Bundesministerin bzw. der 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie hat dabei das Ermittlungsverfahren insoweit zu ergänzen, als dies im 
Hinblick auf seine Zwecke notwendig ist. 

 (3) An die Stelle der Änderungsgenehmigung kann eine Anzeige des 
Bundes (Bundesstraßenverwaltung) an den Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie treten, wenn die Änderungen oder Abweichungen 
grundsätzlich genehmigungsfähig sind und voraussichtlich keine zusätzlichen 
Auflagen zum Schutz der genannten Interessen und Rechte erforderlich sind. 
Wenn die Voraussetzungen für eine Anzeige nicht gegeben sind, hat die Behörde 
die Durchführung der Änderungen oder Abweichungen binnen acht Wochen zu 
untersagen oder ein Genehmigungsverfahren einzuleiten. Über die Untersagung 
oder die Nichtuntersagung hat sie dem Bund (Bundesstraßenverwaltung) 
schriftlich Mitteilung zu machen. 

(4) bis (8)… 

(3) An die Stelle der Änderungsgenehmigung kann eine Anzeige des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) an die Bundesministerin bzw. den Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie treten, 
wenn die Änderungen oder Abweichungen grundsätzlich genehmigungsfähig sind 
und voraussichtlich keine zusätzlichen Auflagen zum Schutz der genannten 
Interessen und Rechte erforderlich sind. Wenn die Voraussetzungen für eine 
Anzeige nicht gegeben sind, hat die Behörde die Durchführung der Änderungen 
oder Abweichungen binnen acht Wochen zu untersagen oder ein 
Genehmigungsverfahren einzuleiten. Über die Untersagung oder die 
Nichtuntersagung hat sie dem Bund (Bundesstraßenverwaltung) schriftlich 
Mitteilung zu machen. 

(4) bis (8) … 
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Sicherheitsmanagement 

§ 5. (1) und (2)… 

(3) Die Folgenabschätzung hinsichtlich der Straßenverkehrssicherheit gemäß 
Abs. 1 Z 1 ist eine strategisch orientierte, vergleichende Analyse der 
Auswirkungen einer neuen Bundesstraße oder wesentlicher Änderungen an 
bestehenden Bundesstraßen auf die Sicherheit im Straßennetz. Der Bund 
(Bundesstraßenverwaltung) hat die Folgenabschätzung 

 1. für den Neubau von Bundesstraßen oder ihrer Teilabschnitte mit einer 
durchgehenden Länge von mindestens 2 km vor der Einreichung zur 
Genehmigung gemäß § 4 Abs. 1, 

 2. für die Auflassung von Straßenteilen nach § 4 Abs. 3 auf der Ebene des 
Einreichprojekts in vereinfachter Form 

durchzuführen. Die entsprechenden Unterlagen sind spätestens mit dem 
Einreichprojekt zur Bestimmung des Straßenverlaufes gemäß § 4 Abs. 1 bzw. zur 
Auflassung von Straßenteilen nach § 4 Abs. 3 dem Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie vorzulegen. 

(4) bis (6)… 

Sicherheitsmanagement 

§ 5. (1) und (2)… 

(3) Die Folgenabschätzung hinsichtlich der Straßenverkehrssicherheit gemäß 
Abs. 1 Z 1 ist eine strategisch orientierte, vergleichende Analyse der 
Auswirkungen einer neuen Bundesstraße oder wesentlicher Änderungen an 
bestehenden Bundesstraßen auf die Sicherheit im Straßennetz. Der Bund 
(Bundesstraßenverwaltung) hat die Folgenabschätzung 

 1. für den Neubau von Bundesstraßen oder ihrer Teilabschnitte mit einer 
durchgehenden Länge von mindestens 2 km vor der Einreichung zur 
Genehmigung gemäß § 4 Abs. 1, 

 2. für die Auflassung von Straßenteilen nach § 4 Abs. 3 auf der Ebene des 
Einreichprojekts in vereinfachter Form 

durchzuführen. Die entsprechenden Unterlagen sind spätestens mit dem 
Einreichprojekt zur Bestimmung des Straßenverlaufes gemäß § 4 Abs. 1 bzw. zur 
Auflassung von Straßenteilen nach § 4 Abs. 3 der Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 
vorzulegen. 

(4) bis (6)… 

(7) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat jeweils 
die durchschnittlichen Kosten zu errechnen, die dadurch verursacht werden, dass 
bei einem Straßenverkehrsunfall auf einer Bundesstraße im Sinne des Abs. 1 eine 
Person getötet bzw. schwer verletzt wird. Die Kostensätze sind erstmalig im Jahr 
2012 zu veröffentlichen und danach mindestens alle fünf Jahre zu aktualisieren. 

(8)… 

(7) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat jeweils die 
durchschnittlichen Kosten zu errechnen, die dadurch verursacht werden, dass bei 
einem Straßenverkehrsunfall auf einer Bundesstraße im Sinne des Abs. 1 eine 
Person getötet bzw. schwer verletzt wird. Die Kostensätze sind erstmalig im Jahr 
2012 zu veröffentlichen und danach mindestens alle fünf Jahre zu aktualisieren. 

(8)… 
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Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßengesetz 1971 geändert wird 

Straßenverkehrssicherheitsgutachter 

§ 5a. (1) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
auf Antrag fachlich qualifizierte Personen als Straßenverkehrssicherheitsgutachter 
zu zertifizieren. 

(2) und (3)… 

Straßenverkehrssicherheitsgutachter 

§ 5a. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat auf Antrag fachlich 
qualifizierte Personen als Straßenverkehrssicherheitsgutachter zu zertifizieren. 

(2) und (3)… 

(4) Wenn die Voraussetzungen zur Zertifizierung vorliegen, hat der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie dem Antragsteller ein 
entsprechendes Zertifikat auszustellen. Die Gültigkeit des Zertifikats ist auf die 
Dauer von fünf Jahren zu befristen. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, ist die 
Zertifizierung mit Bescheid zu versagen. 

(5)… 

(4) Wenn die Voraussetzungen zur Zertifizierung vorliegen, hat die 
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie dem Antragsteller ein entsprechendes 
Zertifikat auszustellen. Die Gültigkeit des Zertifikats ist auf die Dauer von fünf 
Jahren zu befristen. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, ist die Zertifizierung 
mit Bescheid zu versagen. 

(5)… 

(6) Auf Antrag hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie die Gültigkeit des Zertifikats um jeweils weitere fünf Jahre zu 
verlängern. Voraussetzung für die Verlängerung ist, dass der Antragsteller 
innerhalb der letzten fünf Jahre 

 1. die vorgeschriebene Fortbildung absolviert hat und 

 2. zumindest zwei Straßenverkehrssicherheitsaudits oder vertiefte 
Straßenverkehrssicherheitsüberprüfungen in fachlich korrekter Weise 
durchgeführt hat. 

(7)… 

(6) Auf Antrag hat die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie die 
Gültigkeit des Zertifikats um jeweils weitere fünf Jahre zu verlängern. 
Voraussetzung für die Verlängerung ist, dass der Antragsteller innerhalb der 
letzten fünf Jahre 

 1. die vorgeschriebene Fortbildung absolviert hat und 

 2. zumindest zwei Straßenverkehrssicherheitsaudits oder vertiefte 
Straßenverkehrssicherheitsüberprüfungen in fachlich korrekter Weise 
durchgeführt hat. 

(7)… 

(8) Wenn die Voraussetzungen zur Verlängerung der Gültigkeit des 
Zertifikats vorliegen, hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie ein neues Zertifikat auszustellen. Liegen die Voraussetzungen nicht 
vor, ist die Verlängerung der Gültigkeit des Zertifikats mit Bescheid zu versagen. 
Wird eine Verlängerung nicht erlangt, so kann frühestens zwei Jahre nach Ablauf 
der Gültigkeit des Zertifikats ein neuer Antrag gemäß Abs. 3 gestellt werden; der 
Lehrgang gemäß § 5c Abs. 3 muss in diesem Fall wiederholt werden. 

(9)… 

(8) Wenn die Voraussetzungen zur Verlängerung der Gültigkeit des 
Zertifikats vorliegen, hat die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie ein neues 
Zertifikat auszustellen. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, ist die 
Verlängerung der Gültigkeit des Zertifikats mit Bescheid zu versagen. Wird eine 
Verlängerung nicht erlangt, so kann frühestens zwei Jahre nach Ablauf der 
Gültigkeit des Zertifikats ein neuer Antrag gemäß Abs. 3 gestellt werden; der 
Lehrgang gemäß § 5c Abs. 3 muss in diesem Fall wiederholt werden. 

(9)… 
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(10) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat die 
Gültigkeit des Zertifikats mit Bescheid zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
zur Erteilung oder Verlängerung nicht mehr vorliegen oder nicht bestanden haben 
oder wenn der zertifizierte Straßenverkehrssicherheitsgutachter im Rahmen seiner 
Tätigkeit eine grobe Pflichtverletzung begangen hat. 

(11) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat die 
zertifizierten Straßenverkehrssicherheitsgutachter in eine Liste einzutragen, 
welche auf der Internetseite des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und 
Technologie zu veröffentlichen ist. 

(10) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat die Gültigkeit des 
Zertifikats mit Bescheid zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen zur Erteilung 
oder Verlängerung nicht mehr vorliegen oder nicht bestanden haben oder wenn 
der zertifizierte Straßenverkehrssicherheitsgutachter im Rahmen seiner Tätigkeit 
eine grobe Pflichtverletzung begangen hat. 

(11) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat die zertifizierten 
Straßenverkehrssicherheitsgutachter in eine Liste einzutragen, welche auf der 
Internetseite des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie zu veröffentlichen ist. 

Straßenverkehrssicherheitsgutachter aus anderen EU-Mitgliedstaaten 

§ 5b. (1) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union (EU), die 

 1. über eine aufrechte Berechtigung verfügen, in einem anderen 
Mitgliedstaat der EU die Tätigkeit eines 
Straßenverkehrssicherheitsgutachters auszuüben, und 

 2. nachweisen, dass die von ihnen absolvierte Ausbildung in Inhalt und 
Umfang dem Lehrgang gemäß § 5c Abs. 3 gleichwertig ist, 

auf Antrag als Straßenverkehrssicherheitsgutachter zu zertifizieren. Kann der 
Nachweis gemäß Z 2 nicht erbracht werden, ist stattdessen der Lehrgang gemäß 
§ 5c Abs. 3 zu absolvieren. 

(2)… 

Straßenverkehrssicherheitsgutachter aus anderen EU-Mitgliedstaaten 

§ 5b. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union (EU), die 

 1. über eine aufrechte Berechtigung verfügen, in einem anderen 
Mitgliedstaat der EU die Tätigkeit eines 
Straßenverkehrssicherheitsgutachters auszuüben, und 

 2. nachweisen, dass die von ihnen absolvierte Ausbildung in Inhalt und 
Umfang dem Lehrgang gemäß § 5c Abs. 3 gleichwertig ist, 

auf Antrag als Straßenverkehrssicherheitsgutachter zu zertifizieren. Kann der 
Nachweis gemäß Z 2 nicht erbracht werden, ist stattdessen der Lehrgang gemäß 
§ 5c Abs. 3 zu absolvieren. 

(2)… 

(3) Wenn die Voraussetzungen zur Zertifizierung vorliegen, hat der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie dem Antragsteller ein 
entsprechendes Zertifikat auszustellen. Die Gültigkeit des Zertifikats ist auf die 
Dauer von fünf Jahren zu befristen. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, ist die 
Zertifizierung mit Bescheid zu versagen. 

(3) Wenn die Voraussetzungen zur Zertifizierung vorliegen, hat die 
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie dem Antragsteller ein entsprechendes 
Zertifikat auszustellen. Die Gültigkeit des Zertifikats ist auf die Dauer von fünf 
Jahren zu befristen. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, ist die Zertifizierung 
mit Bescheid zu versagen. 

(4) Auf Antrag hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und (4) Auf Antrag hat die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
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Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßengesetz 1971 geändert wird 
Technologie die Gültigkeit des Zertifikats um jeweils weitere fünf Jahre zu 
verlängern. Voraussetzung für die Verlängerung ist, dass der Antragsteller 
weiterhin über die aufrechte Berechtigung gemäß Abs. 1 Z 1 verfügt. 

(5)… 

Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie die 
Gültigkeit des Zertifikats um jeweils weitere fünf Jahre zu verlängern. 
Voraussetzung für die Verlängerung ist, dass der Antragsteller weiterhin über die 
aufrechte Berechtigung gemäß Abs. 1 Z 1 verfügt. 

(5)… 

(6) Wenn die Voraussetzungen zur Verlängerung der Gültigkeit des 
Zertifikats vorliegen, hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie ein neues Zertifikat auszustellen. Liegen die Voraussetzungen nicht 
vor, ist die Verlängerung der Gültigkeit des Zertifikats mit Bescheid zu versagen. 

(7)… 

(6) Wenn die Voraussetzungen zur Verlängerung der Gültigkeit des 
Zertifikats vorliegen, hat die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie ein neues 
Zertifikat auszustellen. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, ist die 
Verlängerung der Gültigkeit des Zertifikats mit Bescheid zu versagen. 

(7)… 
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Ausbildungseinrichtungen und Lehrgänge 

§ 5c. (1) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie wird 
ermächtigt, mit einer oder mehreren geeigneten Ausbildungseinrichtung(en) einen 
unentgeltlichen, auf die Dauer von jeweils fünf Jahren befristeten Vertrag 
abzuschließen, in dem insbesondere vereinbart wird, dass die 
Ausbildungseinrichtung 

 1. Lehrgänge gemäß Abs. 3 einzurichten und durchzuführen hat, wobei eine 
personelle Trennung von Vortragenden und Prüfenden sicherzustellen 
ist, 

 2. Fortbildungsmaßnahmen für Straßenverkehrssicherheitsgutachter 
durchzuführen hat, 

 3. Gutachten darüber zu erstellen hat, ob 

 a) die Zertifizierungsvoraussetzungen gegeben sind, 

 b) die Voraussetzungen zur Verlängerung der Gültigkeit des Zertifikats 
vorliegen, 

 4. berechtigt ist, von den Lehrgangsteilnehmern für die Durchführung der 
Lehrgänge und Fortbildungsmaßnahmen sowie für die Erstellung der 
Gutachten ein angemessenes Entgelt zu verlangen. 

(2) bis (4)… 

Ausbildungseinrichtungen und Lehrgänge 

§ 5c. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie wird ermächtigt, mit 
einer oder mehreren geeigneten Ausbildungseinrichtung(en) einen 
unentgeltlichen, auf die Dauer von jeweils fünf Jahren befristeten Vertrag 
abzuschließen, in dem insbesondere vereinbart wird, dass die 
Ausbildungseinrichtung 

 1. Lehrgänge gemäß Abs. 3 einzurichten und durchzuführen hat, wobei eine 
personelle Trennung von Vortragenden und Prüfenden sicherzustellen 
ist, 

 2. Fortbildungsmaßnahmen für Straßenverkehrssicherheitsgutachter 
durchzuführen hat, 

 3. Gutachten darüber zu erstellen hat, ob 

 a) die Zertifizierungsvoraussetzungen gegeben sind, 

 b) die Voraussetzungen zur Verlängerung der Gültigkeit des Zertifikats 
vorliegen, 

 4. berechtigt ist, von den Lehrgangsteilnehmern für die Durchführung der 
Lehrgänge und Fortbildungsmaßnahmen sowie für die Erstellung der 
Gutachten ein angemessenes Entgelt zu verlangen. 

(2) bis (4)… 

(5) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat die 
Ausbildungseinrichtungen gemäß Abs. 1 in eine Liste einzutragen, welche auf der 
Internetseite des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie 
zu veröffentlichen ist. 

 (5) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat die 
Ausbildungseinrichtungen gemäß Abs. 1 in eine Liste einzutragen, welche auf der 
Internetseite des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie zu veröffentlichen ist. 



  13 von 23 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßengesetz 1971 geändert wird 

Verordnungsermächtigungen 

§ 5d. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
durch Verordnung nähere Bestimmungen zu erlassen über 

 1. Ablauf und maßgebliche Elemente und Aspekte der Folgenabschätzung 
hinsichtlich der Straßenverkehrssicherheit, 

 2. Ablauf und maßgebliche Kriterien des Straßenverkehrssicherheitsaudits, 

 3. Ablauf und maßgebliche Aspekte der Straßenverkehrssicherheitsanalyse 
des in Betrieb befindlichen Straßennetzes und Art der Veröffentlichung 
von Straßenabschnitten mit hoher Unfallhäufigkeit, 

 4. Ablauf und maßgebliche Aspekte der 
Straßenverkehrssicherheitsüberprüfungen, 

 5. die erforderliche fachliche Qualifikation der 
Straßenverkehrssicherheitsgutachter und 

 6. Inhalte und Umfang der Lehrgänge für 
Straßenverkehrssicherheitsgutachter gemäß § 5a Abs. 5 und § 5c Abs. 3. 

Verordnungsermächtigungen 

§ 5d. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat durch Verordnung 
nähere Bestimmungen zu erlassen über 

 1. Ablauf und maßgebliche Elemente und Aspekte der Folgenabschätzung 
hinsichtlich der Straßenverkehrssicherheit, 

 2. Ablauf und maßgebliche Kriterien des Straßenverkehrssicherheitsaudits, 

 3. Ablauf und maßgebliche Aspekte der Straßenverkehrssicherheitsanalyse 
des in Betrieb befindlichen Straßennetzes und Art der Veröffentlichung 
von Straßenabschnitten mit hoher Unfallhäufigkeit, 

 4. Ablauf und maßgebliche Aspekte der 
Straßenverkehrssicherheitsüberprüfungen, 

 5. die erforderliche fachliche Qualifikation der 
Straßenverkehrssicherheitsgutachter und 

 6. Inhalte und Umfang der Lehrgänge für 
Straßenverkehrssicherheitsgutachter gemäß § 5a Abs. 5 und § 5c Abs. 3. 

Grundsätze und objektiver Nachbarschutz 

§ 7. (1)… 

(2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie erläßt die 
für die Planung, den Bau und die Erhaltung der Bundesstraßen erforderlichen 
Verordnungen und Dienstanweisungen. 

(3) bis (6)… 

Grundsätze und objektiver Nachbarschutz 

§ 7. (1)… 

(2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie erläßt die für die 
Planung, den Bau und die Erhaltung der Bundesstraßen erforderlichen 
Verordnungen und Dienstanweisungen. 

(3) bis (6)… 

(7) Bei der Planung, dem Bau, dem Betrieb und der Erhaltung von 
Bundesstraßen ist auch auf die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit 
und Zweckmäßigkeit Bedacht zu nehmen. Im Rahmen einer Verordnung im 
Sinne des Abs. 2 ist der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
ermächtigt, Bestimmungen betreffend die Prüfung wirtschaftlicher Aspekte von 
Bauvorhaben und Erhaltungsmaßnahmen zu erlassen. In einer solchen 
Verordnung können insbesondere der Anwendungsbereich, Zuständigkeiten und 
die Methoden und Tiefe der Prüfung beschrieben und festgelegt werden. 

(7) Bei der Planung, dem Bau, dem Betrieb und der Erhaltung von 
Bundesstraßen ist auch auf die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit 
und Zweckmäßigkeit Bedacht zu nehmen. Im Rahmen einer Verordnung im 
Sinne des Abs. 2 ist die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 
ermächtigt, Bestimmungen betreffend die Prüfung wirtschaftlicher Aspekte von 
Bauvorhaben und Erhaltungsmaßnahmen zu erlassen. In einer solchen 
Verordnung können insbesondere der Anwendungsbereich, Zuständigkeiten und 
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die Methoden und Tiefe der Prüfung beschrieben und festgelegt werden. 

  (8) Bei der Planung von Straßen im Gefährdungsbereich eines Seveso-
Betriebes ist darauf Bedacht zu nehmen, dass durch das betreffende Vorhaben 
weder schwere Unfälle bewirkt noch das Risiko oder die Folgen solcher Unfälle 
vergrößert oder verschlimmert werden können.  

(8) Durch diese Bestimmungen werden keine subjektiven Rechte begründet. (9) Durch diese Bestimmungen werden keine subjektiven Rechte begründet. 

Subjektiver Nachbarschutz 

§ 7a. (1) bis (4)… 

(5) Im Rahmen einer Verordnung im Sinne des § 7 Abs. 2 ist der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie auch ermächtigt, 
Bestimmungen über betriebs- und baubedingte Immissionen von 
Bundesstraßenvorhaben zu erlassen. In einer solchen Verordnung können 
insbesondere der Anwendungsbereich, die Ermittlungsmethoden, Schwellen- und 
Grenzwerte, ein Beurteilungsmaßstab, Umfang und Dauer des Anspruchs auf 
Maßnahmen zum Schutz vor Immissionen und die Art der Festlegung und der 
Durchführung von Maßnahmen geregelt werden. 

(6) und (7)… 

Subjektiver Nachbarschutz 

§ 7a. (1) bis (4)… 

(5) Im Rahmen einer Verordnung im Sinne des § 7 Abs. 2 ist die 
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie auch ermächtigt, Bestimmungen über 
betriebs- und baubedingte Immissionen von Bundesstraßenvorhaben zu erlassen. 
In einer solchen Verordnung können insbesondere der Anwendungsbereich, die 
Ermittlungsmethoden, Schwellen- und Grenzwerte, ein Beurteilungsmaßstab, 
Umfang und Dauer des Anspruchs auf Maßnahmen zum Schutz vor Immissionen 
und die Art der Festlegung und der Durchführung von Maßnahmen geregelt 
werden. 

(6) und (7)… 

Bundesstraßenplanungsgebiet 

§ 14. (1) Zur Sicherung des Baues einer in den Verzeichnissen 
aufgenommenen Bundesstraße kann der Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie auch vor Bestimmung des Straßenverlaufes (§ 4 Abs. 1) das in 
einem Lageplan bezeichnete Gelände, das für die spätere Führung der 
Bundesstraße in Betracht kommt, durch Verordnung zum 
Bundesstraßenplanungsgebiet erklären. Eine solche Verordnung darf nur erlassen 
werden, wenn nach dem Stand der Planungs- und Bauvorbereitungsarbeiten die 
Bestimmung des Straßenverlaufes (§ 4 Abs. 1) in absehbarer Zeit zu erwarten ist 
und zu befürchten ist, daß durch bauliche Veränderungen in diesem Gelände der 
geplante Straßenbau erheblich erschwert oder wesentlich verteuert wird. 

Bundesstraßenplanungsgebiet 

§ 14. (1) Zur Sicherung des Baues einer in den Verzeichnissen 
aufgenommenen Bundesstraße kann die Bundesministerin bzw. der 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie auch vor Bestimmung des Straßenverlaufes (§ 4 Abs. 1) das in 
einem Lageplan bezeichnete Gelände, das für die spätere Führung der 
Bundesstraße in Betracht kommt, durch Verordnung zum 
Bundesstraßenplanungsgebiet erklären. Eine solche Verordnung darf nur erlassen 
werden, wenn nach dem Stand der Planungs- und Bauvorbereitungsarbeiten die 
Bestimmung des Straßenverlaufes (§ 4 Abs. 1) in absehbarer Zeit zu erwarten ist 
und zu befürchten ist, daß durch bauliche Veränderungen in diesem Gelände der 
geplante Straßenbau erheblich erschwert oder wesentlich verteuert wird. 

 (1a) Zur Sicherung der Durchführung von Ausbaumaßnahmen sonstiger Art 
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an Bundesstraßen kann die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie vor 
Bestimmung des Straßenverlaufes (§ 4 Abs. 1) das in einem Lageplan 
bezeichnete Gelände, das für die örtliche Lage dieser Ausbaumaßnahmen in 
Betracht kommt, durch Verordnung zum Bundesstraßenplanungsgebiet erklären. 
Eine solche Verordnung darf nur erlassen werden, wenn nach dem Stand der 
Planungs- und Bauvorbereitungsarbeiten die Bestimmung des Straßenverlaufes 
(§ 4 Abs. 1) in absehbarer Zeit zu erwarten ist und anzunehmen ist, dass durch 
bauliche Veränderungen in diesem Gelände die geplante Ausbaumaßnahme 
erschwert oder verteuert wird. 

(1b) Zur Sicherung der Durchführung von baulichen Maßnahmen, die keine 
Ausbaumaßnahmen sonstiger Art an Bundesstraßen sind (insbesondere solche 
nach § 4 Abs. 2), oder zur Sicherung der Errichtung von Anlagen, die dem 
Betrieb der Bundesstraße funktional dienen, kann die Bundesministerin bzw. der 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie vor Realisierung das in einem Lageplan bezeichnete Gelände, das 
für die spätere Umsetzung der baulichen Maßnahmen oder für die Errichtung 
betriebsnotwendiger Anlagen in Betracht kommt, durch Verordnung zum 
Bundesstraßenplanungsgebiet erklären. Eine solche Verordnung darf nur erlassen 
werden, wenn nach dem Stand der Planungs- und Bauvorbereitungsarbeiten die 
bauliche Umsetzung in absehbarer Zeit zu erwarten ist und anzunehmen ist, dass 
durch bauliche Veränderungen in diesem Gelände die geplante bauliche 
Maßnahme oder Anlage erschwert oder verteuert wird. 

(2) bis (5)… (2) bis (5)… 

(6) Eine Verordnung nach Abs. 1 hat einen Hinweis auf Planunterlagen zu 
enthalten, welche beim Bundesministerium für Verkehr, Innovation und 
Technologie, beim Amt der Landesregierung des jeweiligen Landes und in den 
betroffenen Gemeinden für die Dauer der Wirksamkeit der Rechtsfolgen der 
Verordnung gemeinsam mit dieser zur Einsichtnahme aufliegen. Die Verordnung 
ist den betroffenen Gemeinden zur ortsüblichen Kundmachung zu übermitteln. 

(6) Eine Verordnung nach Abs. 1 hat einen Hinweis auf Planunterlagen zu 
enthalten, welche beim Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie, beim Amt der Landesregierung des 
jeweiligen Landes und in den betroffenen Gemeinden für die Dauer der 
Wirksamkeit der Rechtsfolgen der Verordnung gemeinsam mit dieser zur 
Einsichtnahme aufliegen. Die Verordnung ist den betroffenen Gemeinden zur 
ortsüblichen Kundmachung zu übermitteln. 
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Einleitung des Verfahrens 

§ 19. Um die Enteignung ist unter Vorlage der zur Beurteilung der 
Angelegenheit erforderlichen Pläne und sonstigen Behelfe, insbesondere eines 
Verzeichnisses der zu enteignenden Parzellen mit den Namen und Wohnorten der 
zu enteignenden Personen und den Ausmaßen der beanspruchten Grundfläche, 
schließlich eines Grundbuchauszuges beim Landeshauptmann einzuschreiten. 

Einleitung des Verfahrens 

§ 19. Um die Enteignung ist unter Vorlage der zur Beurteilung der 
Angelegenheit erforderlichen Pläne und sonstigen Behelfe, insbesondere eines 
Verzeichnisses der zu enteignenden Parzellen mit den Namen und Wohnorten der 
zu enteignenden Personen und den Ausmaßen der beanspruchten Grundfläche, 
schließlich eines Grundbuchauszuges bei der Landeshauptfrau bzw. dem 
Landeshauptmann einzuschreiten. 

Enteignungsverfahren 

§ 20. (1) Über die Notwendigkeit, den Gegenstand und Umfang der 
Enteignung entscheidet der Landeshauptmann als Bundesstraßenbehörde (§ 32) 
unter sinngemäßer Anwendung des Eisenbahn-
Enteignungsentschädigungsgesetzes - EisbEG, BGBl. Nr. 71/1954 wobei auch 
auf die Wirtschaftlichkeit der Bauausführung Rücksicht zu nehmen ist. 

(2)… 

(3) Gegen die Entscheidung des Landeshauptmannes über die 
Notwendigkeit, den Gegenstand und den Umfang der Enteignung ist die 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes zulässig. Eine Beschwerde 
bezüglich der Höhe der im Verwaltungswege zuerkannten Entschädigung ist 
unzulässig. Doch steht es jedem der beiden Teile frei, binnen drei Monaten nach 
Rechtskraft des Enteignungsbescheides die Entscheidung über die Höhe der 
Entschädigung bei jenem Landesgericht zu begehren, in dessen Sprengel sich der 
Gegenstand der Enteignung befindet. Mit Anrufung des Gerichtes tritt die 
verwaltungsbehördliche Entscheidung über die Höhe der Entschädigung außer 
Kraft. Der Antrag auf gerichtliche Festsetzung der Entschädigung kann ohne 
Zustimmung des Antragsgegners nicht zurückgenommen werden. Bei 
Zurücknahme des Antrages gilt der im Enteignungsbescheid bestimmte 
Entschädigungsbetrag als vereinbart. 

(4) Der Vollzug des rechtskräftigen Enteignungsbescheides kann jedoch 
nicht gehindert werden, sobald der vom Landeshauptmann ermittelte 
Entschädigungsbetrag oder eine Sicherheit für die erst nach Vollzug der 
Enteignung zu leistende Entschädigung gerichtlich erlegt ist. 

Enteignungsverfahren 

§ 20. (1) Über die Notwendigkeit, den Gegenstand und Umfang der 
Enteignung entscheidet die Landeshauptfrau bzw. der Landeshauptmann als 
Bundesstraßenbehörde (§ 32) unter sinngemäßer Anwendung des Eisenbahn-
Enteignungsentschädigungsgesetzes - EisbEG, BGBl. Nr. 71/1954 wobei auch 
auf die Wirtschaftlichkeit der Bauausführung Rücksicht zu nehmen ist. 

(2)… 

(3) Gegen die Entscheidung der Landeshauptfrau bzw. des 
Landeshauptmannes über die Notwendigkeit, den Gegenstand und den Umfang 
der Enteignung ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes 
zulässig. Eine Beschwerde bezüglich der Höhe der im Verwaltungswege 
zuerkannten Entschädigung ist unzulässig. Doch steht es jedem der beiden Teile 
frei, binnen drei Monaten nach Rechtskraft des Enteignungsbescheides die 
Entscheidung über die Höhe der Entschädigung bei jenem Landesgericht zu 
begehren, in dessen Sprengel sich der Gegenstand der Enteignung befindet. Mit 
Anrufung des Gerichtes tritt die verwaltungsbehördliche Entscheidung über die 
Höhe der Entschädigung außer Kraft. Der Antrag auf gerichtliche Festsetzung der 
Entschädigung kann ohne Zustimmung des Antragsgegners nicht 
zurückgenommen werden. Bei Zurücknahme des Antrages gilt der im 
Enteignungsbescheid bestimmte Entschädigungsbetrag als vereinbart. 

(4) Der Vollzug des rechtskräftigen Enteignungsbescheides kann jedoch 
nicht gehindert werden, sobald der von der Landeshauptfrau bzw. dem 
Landeshauptmann ermittelte Entschädigungsbetrag oder eine Sicherheit für die 
erst nach Vollzug der Enteignung zu leistende Entschädigung gerichtlich erlegt 
ist. 
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(5)… (5)… 
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Bauten an Bundesstraßen 

§ 21. (1) In einer Entfernung bis 40 m beiderseits der Bundesautobahnen 
dürfen Neu-, Zu- und Umbauten nicht vorgenommen sowie Einfriedungen nicht 
angelegt und überhaupt Anlagen jeder Art weder errichtet noch geändert werden. 
Der Bund (Bundesstraßenverwaltung) hat auf Antrag Ausnahmen zuzustimmen, 
soweit dadurch Rücksichten auf den Bestand der Straßenanlagen und des 
Straßenbildes, Verkehrsrücksichten sowie Rücksichten auf die künftige 
Verkehrsentwicklung oder erforderliche Maßnahmen nach §§ 7 und 7a nicht 
beeinträchtigt werden. Eine solche Zustimmung ist auch bei Bauführungen über 
oder unter Bundesautobahnen erforderlich. Wird die Zustimmung nicht binnen 
sechs Wochen nach Einlangen des Antrages erteilt, so entscheidet auf Antrag die 
Behörde über die Ausnahmebewilligung. Der Bund (Bundesstraßenverwaltung) 
ist in diesem Verfahren Partei im Sinne des § 8 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG. Die einschlägigen 
straßenpolizeilichen Vorschriften bleiben unberührt. 

(2) bis (4)… 

(5) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie wird 
ermächtigt, die in Abs. 1 und 2 genannten Entfernungen bei 
Bundesstraßenabschnitten im dicht besiedelten Gebiet oder im Gebirge auf ein 
den örtlichen Verhältnissen entsprechendes Ausmaß zu verringern. 

(6) Die Behörde hat auf Antrag des Bundes (Bundesstraßenverwaltung) die 
Beseitigung eines durch vorschriftswidriges Verhalten herbeigeführten Zustandes 
auf Kosten des Betroffenen anzuordnen. 

Bauten an Bundesstraßen 

§ 21. (1) In einer Entfernung bis 40 m beiderseits der Bundesautobahnen 
dürfen Neu-, Zu- und Umbauten nicht vorgenommen sowie Einfriedungen nicht 
angelegt und überhaupt Anlagen jeder Art weder errichtet noch geändert werden. 
Der Bund (Bundesstraßenverwaltung) hat auf Antrag Ausnahmen zuzustimmen, 
soweit dadurch Rücksichten auf den Bestand der Straßenanlagen und des 
Straßenbildes, Verkehrsrücksichten sowie Rücksichten auf die künftige 
Verkehrsentwicklung oder erforderliche Maßnahmen nach §§ 7 und 7a nicht 
beeinträchtigt werden. Eine solche Zustimmung ist auch bei Bauführungen über 
oder unter Bundesautobahnen erforderlich. Wird die Zustimmung nicht binnen 
sechs Wochen nach Einlangen des Antrages erteilt, so entscheidet auf Antrag die 
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie über die Ausnahmebewilligung. Der Bund 
(Bundesstraßenverwaltung) ist in diesem Verfahren Partei im Sinne des § 8 des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG. Die einschlägigen 
straßenpolizeilichen Vorschriften bleiben unberührt. 

(2) bis (4)… 

(5) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie wird ermächtigt, die in 
Abs. 1 und 2 genannten Entfernungen bei Bundesstraßenabschnitten im dicht 
besiedelten Gebiet oder im Gebirge auf ein den örtlichen Verhältnissen 
entsprechendes Ausmaß zu verringern. 

(6) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat auf Antrag des 
Bundes (Bundesstraßenverwaltung) die Beseitigung eines durch 
vorschriftswidriges Verhalten herbeigeführten Zustandes auf Kosten des 
Betroffenen anzuordnen. 

Anrainerverpflichtungen 

§ 24. (1) bis (5)…. 

Anrainerverpflichtungen 

§ 24. (1) bis (5)…. 

(6) Die Inhaber von Seveso-Betrieben und die Projektwerber bezüglich 
solcher Betriebe haben dem Bund (Bundesstraßenverwaltung) ausreichende 
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Informationen zu den vom Betrieb ausgehenden Risiken zur Verfügung zu 
stellen. Bei Betrieben der unteren Klasse (Art. 3 Z 2 der Richtlinie 2012/18/EU) 
sind diese Informationen nur auf Verlangen des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) zur Verfügung zu stellen. 
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Ankündigungen und Werbungen 

§ 25. Akustische Werbungen und Vorrichtungen zur Abgabe akustischer 
Ankündigungen dürfen in jeder Richtung bis zu einer Entfernung von 100 m von 
der Bundesstraße (§ 21 Abs. 4) nicht errichtet werden. Optische Ankündigungen 
und Werbungen bedürfen in diesem Bereich - unbeschadet anderer einschlägiger 
Rechtsvorschriften, insbesondere der straßenpolizeilichen Vorschriften - einer 
Zustimmung des Bundes (Bundesstraßenverwaltung), die nur dann erteilt werden 
darf, wenn diese Ankündigungen und Werbungen dem allgemeinen Interesse der 
Verkehrsteilnehmer dienen. Die Behörde hat auf Antrag des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) die Beseitigung eines durch vorschriftswidriges 
Verhalten herbeigeführten Zustandes auf Kosten des Betroffenen anzuordnen. 

Ankündigungen und Werbungen 

§ 25. Akustische Werbungen und Vorrichtungen zur Abgabe akustischer 
Ankündigungen dürfen in jeder Richtung bis zu einer Entfernung von 100 m von 
der Bundesstraße (§ 21 Abs. 4) nicht errichtet werden. Optische Ankündigungen 
und Werbungen bedürfen in diesem Bereich - unbeschadet anderer einschlägiger 
Rechtsvorschriften, insbesondere der straßenpolizeilichen Vorschriften - einer 
Zustimmung des Bundes (Bundesstraßenverwaltung), die nur dann erteilt werden 
darf, wenn diese Ankündigungen und Werbungen dem allgemeinen Interesse der 
Verkehrsteilnehmer dienen. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat auf 
Antrag des Bundes (Bundesstraßenverwaltung) die Beseitigung eines durch 
vorschriftswidriges Verhalten herbeigeführten Zustandes auf Kosten des 
Betroffenen anzuordnen. 

Anschlüsse von Straßen und Wegen, Zufahrten 

§ 26. (1)… 

(2) Der Bund (Bundesstraßenverwaltung) kann jedoch befristet Zu- und 
Abfahrten zu und von Baustellen im Zusammenhang mit der Errichtung von im 
öffentlichen Interesse liegenden Infrastrukturbauten zustimmen, sofern 
sichergestellt ist, dass deren Benützung nicht jedermann offen steht und für die 
Verkehrssicherheit auf der Bundesstraße keine Nachteile zu erwarten sind. Die 
Behörde hat auf Antrag des Bundes (Bundesstraßenverwaltung) bei geänderten 
Verhältnissen oder nach Ablauf der Frist die Anpassung oder die gänzliche 
Entfernung der Zu- und Abfahrten auf Kosten des Anschlussberechtigten 
anzuordnen. 

(3) Im Zusammenhang mit der Tunnelsicherheit von Eisenbahnanlagen kann 
der Bund (Bundesstraßenverwaltung) Zu- und Abfahrten zwischen 
Eisenbahnanlagen (§ 10 Eisenbahngesetz 1957, BGBl. Nr. 60/1957) und 
Bundesstraßen erlauben. Es ist sicherzustellen, dass diese Anlagen nur im 
Einsatzfall benützt werden. Die Behörde hat auf Antrag des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) bei geänderten Verhältnissen die Anpassung dieser 
Anlagen auf Kosten des Eisenbahnunternehmens anzuordnen. 

(4)… 

Anschlüsse von Straßen und Wegen, Zufahrten 

§ 26. (1)... 

(2) Der Bund (Bundesstraßenverwaltung) kann jedoch befristet Zu- und 
Abfahrten zu und von Baustellen im Zusammenhang mit der Errichtung von im 
öffentlichen Interesse liegenden Infrastrukturbauten zustimmen, sofern 
sichergestellt ist, dass deren Benützung nicht jedermann offen steht und für die 
Verkehrssicherheit auf der Bundesstraße keine Nachteile zu erwarten sind. Die 
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie hat auf Antrag des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) bei geänderten Verhältnissen oder nach Ablauf der 
Frist die Anpassung oder die gänzliche Entfernung der Zu- und Abfahrten auf 
Kosten des Anschlussberechtigten anzuordnen. 

(3) Im Zusammenhang mit der Tunnelsicherheit von Eisenbahnanlagen kann 
der Bund (Bundesstraßenverwaltung) Zu- und Abfahrten zwischen 
Eisenbahnanlagen (§ 10 Eisenbahngesetz 1957, BGBl. Nr. 60/1957) und 
Bundesstraßen erlauben. Es ist sicherzustellen, dass diese Anlagen nur im 
Einsatzfall benützt werden. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat auf 
Antrag des Bundes (Bundesstraßenverwaltung) bei geänderten Verhältnissen die 
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(5) Die Behörde hat auf Antrag des Bundes (Bundesstraßenverwaltung) die 
Beseitigung eines durch vorschriftswidriges Verhalten herbeigeführten Zustandes 
auf Kosten des Betroffenen anzuordnen. 

Anpassung dieser Anlagen auf Kosten des Eisenbahnunternehmens anzuordnen. 

(4)… 

(5) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat auf Antrag des 
Bundes (Bundesstraßenverwaltung) die Beseitigung eines durch 
vorschriftswidriges Verhalten herbeigeführten Zustandes auf Kosten des 
Betroffenen anzuordnen. 
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V. Kosten und Gebühren V. Sachverständige, Kosten und Gebühren 

Sachverständige 

§ 30. Die Beiziehung von nicht amtlichen Sachverständigen in Verfahren 
sowie für behördliche Aufgaben nach diesem Bundesgesetz ist auch ohne 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 52 Abs. 2 und 3 AVG zulässig. Es können 
auch fachlich einschlägige Anstalten, Institute oder Unternehmen als 
Sachverständige bestellt werden. 

Gebühren 

§ 31a. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen durch Verordnung 

 1. für die in seinem Zuständigkeitsbereich auf Antrag des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) durchzuführenden Verwaltungsverfahren 
und 

 2. für Verwaltungsverfahren nach §§ 5a und 5b 

kostenpflichtige Tatbestände und die Höhe der Gebühren festzulegen. 
Bei der Ermittlung der Höhe der Gebühren ist unter Anwendung des 
Äquivalenzgedankens das Kostendeckungsprinzip zu beachten. 

Gebühren 

§ 31a. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann im Einvernehmen 
mit der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Finanzen durch 
Verordnung 

 1. für die in ihrem bzw. seinem Zuständigkeitsbereich auf Antrag des 
Bundes (Bundesstraßenverwaltung) durchzuführenden 
Verwaltungsverfahren und 

 2. für Verwaltungsverfahren nach §§ 5a und 5b 

kostenpflichtige Tatbestände und die Höhe der Gebühren festzulegen. Bei 
der Ermittlung der Höhe der Gebühren ist unter Anwendung des 
Äquivalenzgedankens das Kostendeckungsprinzip zu beachten. 

Behörden 

§ 32. Behörden im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

 1. der Landeshauptmann für alle Angelegenheiten, die nicht dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie vorbehalten 
sind, 

 2. der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zur 
Erlassung von Verordnungen und Bescheiden, die ihm nach diesem 
Bundesgesetz vorbehalten sind. 

Behörden 

§ 32. Behörden im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

 1. die Landeshauptfrau bzw. der Landeshauptmann für alle 
Angelegenheiten, die nicht der Bundesministerin bzw. dem 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 
und Technologie vorbehalten sind, 

 2. die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zur Erlassung von 
Verordnungen und Bescheiden, die ihr bzw. ihm nach diesem 
Bundesgesetz vorbehalten sind. 

Übergangsbestimmung Übergangsbestimmung 



  23 von 23 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßengesetz 1971 geändert wird 

§ 33. (1) bis (3)… 

(4) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie stellt 
durch im Bundesgesetzblatt zu verlautbarende Kundmachungen die unter Abs. 1 
und Abs. 3 fallenden Straßenzüge, die unter Abs. 2 und Abs. 3, letzter Satz, 
fallenden Baumaßnahmen sowie allfällige Übereinkommen nach diesen 
Bestimmungen und den in Abs. 3 genannten Zeitpunkt fest. 

§ 33. (1) bis (3)… 

(4) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie stellt durch im 
Bundesgesetzblatt zu verlautbarende Kundmachungen die unter Abs. 1 und 
Abs. 3 fallenden Straßenzüge, die unter Abs. 2 und Abs. 3, letzter Satz, fallenden 
Baumaßnahmen sowie allfällige Übereinkommen nach diesen Bestimmungen und 
den in Abs. 3 genannten Zeitpunkt fest. 

Vollziehung 

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie, hinsichtlich des § 1 Abs. 2 dritter Satz, des 
§ 4 Abs. 3 zweiter Satz sowie des § 31a im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen betraut. 

Vollziehung 

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin 
bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, hinsichtlich des § 1 Abs. 2 dritter Satz, des § 4 
Abs. 3 zweiter Satz sowie des § 31a im Einvernehmen mit der Bundesministerin 
bzw. dem Bundesminister für Finanzen betraut. 

Umsetzung von Unionsrecht 

§ 37. Durch die Bestimmungen der §§ 5 bis 5d wird die Richtlinie 
2008/96/EG über ein Sicherheitsmanagement für die 
Straßenverkehrsinfrastruktur, ABl. Nr. 319 vom 29.11.2008 S. 59, umgesetzt. 
 

Umsetzung von Unionsrecht 

§ 37. Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien umgesetzt: 

 1. Richtlinie 2008/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. November 2008 über ein Sicherheitsmanagement für die 
Straßenverkehrsinfrastruktur, ABl. Nr. L 319 vom 29.11.2008, S. 59, 

 2. Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit 
gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates, ABl. Nr. L 197 vom 24.7.2012, S. 1. 
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